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Beilage zur „Karlsruher Zeitung" 14.

Badischer Landtag .
erregt crris dev ^3weiten ^ rcrrnrnev .

SO . öffentliche Sitzung
am Montag den 13 . Januar 1902 .

Am Regierungstisch : Staatsminister v. Brauer ,
Finanzminister Dr . Buchenberger , die Präsidenten : des

Ministeriums der Justiz , des Kultus und Unterrichts ,
Staatsrath Frhr . v . Dusch , des Ministeriums des Innern ,
Geh . Rath vr . Schenkel und Regierungskommissäre .

Präsident Gönner eröffnet die Sitzung um 4 ^ 4 Uhr .

Eingegangen sind mehrere Petitionen .

Staatsminister v. Brauer legt dem Hause zwei Staats¬

verträge zur Kenntnißnahme beziehungsweise , soweit er¬
forderlich , zur Zustimmung vor .

Der erste dieser Staatsverträge sei am 27 . Oktober 1901
mit Bayern geschlossen worden . Durch diesen Vertrag
hätten sich die beiderseitigen Regierungen verpflichtet , die
bayrische Staatsbahnlinie Miltenberg — Prozelten bis Wert¬
heim weiter zu führen . Durch diesen Vertrag hätten die
Wünsche der Stadt Wertheim volle Befriedigung gefunden .
Es sei aber auch Vorsorge getroffen , daß die Stadt Frenden¬
berg zu ihrem Rechte gelange . Bei Freudenberg solle
auf gemeinsame Kosten von Baden und Bayern eine feste
Straßenbrücke über den Main gebaut werden . Unmittelbar
bei der Brücke auf der bayrischen Seite des Mains werde
die Station „ Kirchhof Freudenberg

"
zu liegen kommen . Auf

der Straßenbrücke könnten Industriegleise gelegt werden ,
so daß die Benützung der Bahn für Freudenberg in jeder
Beziehung leicht gemacht sei . Er glaube , daß die Er¬
richtung dieser Bahn in jener Mainthalgegend , die ziem¬
lich lange auf die Erfüllung ihrer Wünsche habe warten
müssen , einen neuen wirtschaftlichen Aufschwung herbei¬
führen werde .

Der zweite Staatsvertrag , den er dem Hohen Hause
vorzulegen die Ehre habe , betreffe die Main -Neckarbahn
und sei abgeschlossen worden am 14 . Dezember 1901
zwischen Preußen , Hessen und Baden . Zweck dieses Ver¬
trags sei , die in jeder Beziehung veraltete und umständ¬
liche , noch auf einem Staatsvertrag vom Jahre 1843 be¬
ruhende Organisation der Verwaltung dieser Bahn den
modernen Verkehrsverhältnissen entsprechend einzurichten .
Organisation und Geschäftsbetrieb würden erheblich ver¬
einfacht werden . Statt der bisherigen dreiköpfigen Di¬
rektion in Darmstadt werde in Zukunft die Eisenbahn¬
direktion in Mainz , der ein badisches Mitglied angehören
werde , die Verwaltung im Nebenamt führen .

Die Betriebsausgaben würden durch die neue Organi¬
sation vermindert werden . Die Rechte Badens seien in

vollem Umfang gewahrt und hätten sogar noch erhebliche
Erweiterungen erfahren . Bisher sei der Tarif und auch
der Fahrplan stets unter Mitwirkung und mit Zustim¬
mung von Preußen und Hessen festgesetzt worden . In
Zukunft seien wir hinsichtlich der Feststellung des Güter¬
und Personentarifs für den badischen Theil der Main -Neckar¬
bahn völlig frei und selbständig . Wir seien in Zukunft
in der Lage , alle Vortheile und Vergünstigungen unseres
billigen badischen Personentarifs , insbesondere die Kilo¬
meterhefte , auch auf der badischen Strecke der Main -
Neckarbahn einzuführen und bei der Feststellung von
Fahrplan und Tarif unsere Interessen geltend zu machen .

Die Einnahmen würden in Zukunft nicht mehr wie
bisher nach der Höhe des Baukapitals , mit dem jeder
der drei Staaten betheiligt sei , vertheilt werden .
Jeder Theil werde seine Einnahmen für sich behalten .
Auch die Betriebsausgaben würden nach einem anderen
Modus , wie bisher , unter den drei Kontrahenten ver¬
rechnet werden . Er sei der Ueberzeugung , daß Baden
auch finanziell durch die Vereinbarung ein günstiges Ge¬
schäft machen werde . Er wisse , daß von diesem Hause
besonderer Werth gelegt werde aus die Erhaltung und
Festigung der Selbständigkeit und Unabhängigkeit unseres
Eisenbahnwesens , und sei deswegen der Zustimmung des
Hauses zu diesem Staatsvertrage sicher , der demselben
Zwecke diene .

Präsident des Ministeriums des Innern , Geh . Rath
vr . Schenkel , legt dem Hause den Entwurf eines Gesetzes
betreffend die Gemeindebesteuerung und das Gemeinde -
Wahlrecht , vor .

Der erste Gegenstand , den das Gesetz behandle , betreffe
die Gemeindebesteuerung . Die Veranlassung zu der vor¬
geschlagenen Regelung liege darin , daß in dem Gesetze
vom 9 . August 1900 , die Abänderung des Einkommens¬
steuergesetzes rc . betreffend , die steuerfreie Einkommens¬
grenze von 500 M . auf 900 M . erhöht worden sei . An
sich hätte diese Aenderung der staatssteuergesetzlichen Be¬
stimmung auch eine solche für die Gemeindesteuer herbei¬
führen müssen . Es sei aber in dem Gesetz vom 9 . August
1900 eine besondere Bestimmung dahin getroffen worden ,
daß jene Erhöhung der Grenze des steuerfreien Einkommens
erst dann für die Staatssteuern in Kraft treten solle , wenn
die entsprechenden Aenderungen auch für die Gemeinde¬
steuergesetzgebung getroffen seien . Somit sei der vorliegende
Gesetzentwurf notwendig gewesen , dessen baldiges Inkraft¬
treten als Gesetz , wenn möglich bis 1 . Januar 1903 ,
dringend wünschenswert sei .
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In dem Gesetzentwurf sei die Steuerpflicht der Perso¬
nen mit einem Einkommen von 500 bis 900 M . , die
von der Staatssteuer frei seien , der Gemeinde
gegenüber aufrecht erhalten worden . Das entspreche den
früher knndgegebenen Wünschen des Hauses . Eingehende
Erhebungen hätten ergeben , daß bei der Gemeindesteuer
eine Erhöhung der steuerfreien Eigenthumsgrenze in dem¬
selben Umfange wie bei den Staatssteuern eine erhebliche
finanzielle Einbuße , besonders für die kleineren Gemeinden ,
bedeuten würde .

Zur Beibehaltung der Einkommensteuerpflicht der Ein¬
kommen zwischen 500 und 900 M . gebe aber auch der
fernerhin ausrechtzu erhaltende Grundsatz unserer Gemeinde¬
ordnung Anlaß , daß nur derjenige wahlberechtigt sei ,
der eine Steuer zahle . Eine Anwendung der staatssteuer¬
gesetzlichen Bestimmung über die Steuerfreiheit der niede¬
ren Einkommen aus die Gemeindesteuern würde viele Per¬
sonen ihres Gemeindewahlrechts berauben , was nicht
wünschenswerth sei .

Der zweite Gegenstand , der vom Entwurf geregelt werde ,
betreffe das Gemeindewahlrecht . Durch die Gesetze von
1890 und 1896 sei in Baden das Prinzip der Einwohner¬
gemeinde im Gegensatz zu der alten Bürgergemeinde durch¬
geführt worden . Die Regierung und der Landtag hätten
damals geglaubt , gewisse gesetzliche Aenderungen auch be¬
züglich des Wahlmodus der Gemeindeorgane vornehmen
zu müssen , um nach dem Hinzukommen einer beträcht¬
lichen Zahl von nichtbürgerlichen Wahlberechtigten , welche
zum großen Theil zu den nicht dauernd ansässigen
Elementen gehören , eine Gewähr dafür zu schaffen , daß
denjenigen , welche wegen ihres größeren Besitzes auch
die größere Lasten zu tragen und infolge dessen auch
ein größeres Interesse an einer geordneten Gemeinde¬
verwaltung hätten , ein entsprechender Einfluß in der
Gemeindeverwaltung gesichert sei . Durch jene Gesetze sei
daher bestimmt worden , daß nur in den kleinen Gemeinden
(ursprünglich bis zu 500 , dann bis zu 1000 Einwohnern )
Bürgermeister und Gemeinderath durch direkte , in allen
größeren Gemeinden dagegen von dem nach dem Klassen¬
system berufenen Bürgerausschuß , also durch indirekte
Wahl zu wählen seien . Hiergegen habe sich in einer
Anzahl Gemeinden des Landes eine gewisse Mißstimmung
geltend gemacht . Und es habe die Zweite Kammer auf
dem vorhergehenden Landtag eine Resolution an die Re¬
gierung beschlossen , durch welche die Regierung um Vor¬
lage eines Gesetzentwurfs ersucht worden se ' , des Inhalts ,
daß den Gemeinden mit einer Einwohnerzahl bis zu 2 000
Seelen wieder das Recht direkter Wahl des Bürgermeisters
und Gemeinderaths eingeräumt werde . Die Regierung
habe Erhebungen veranstaltet und sei zu der Ueberzeugung
gelangt , daß erhebliche Bedenken gegen eine solche Gesetzes¬
änderung nicht mehr vorliegen , wenigstens nicht bei Ge¬
meinden mit weniger als 2 000 Einwohnern , die ja meist
eine seßhaftere Bevölkerung hätten ; die früheren Bedenken
hätten um so mehr an Gewicht verloren , als es möglich
sei , auch bei der direkten Wahl des Gemeinderaths den
verschiedenen Besitzklassen besondere Rücksicht zu tragen .

Auf der Tagesordnung steht :
1 . Allgemeine Berathung über das Finanzgesetz ,
2 . Zolltarif -Interpellationen .
Abg . Gießler , als Berichterstatter der Kommission , be¬

zeichnet den Stand der badischen Finanzen als einen nicht
unerfreulichen , wenn auch ein Einnahmerückgang zu ver¬
zeichnen sei .

Den Pessimismus des Finanzministers könne er nicht
als ganz berechtigt anerkennen . Durch die richtige badische
Finanzpolitik seien in den vorhergehenden guten Jahren
Reserven angesammelt worden , die es jetzt ermöglichten ,
ohne Erhöhung der Steuern und vielleicht auch ohne die

! vorgeschlagene Aufnahme von Anleihen auszukommen , ohne
! an notwendigen Ausgaben sparen zu müssen .

Die Aufstellung des Staatsvoranschlags sei im allge¬
meinen in derselben Weise erfolgt wie in früheren Jahren .
Redner geht dann über zu einigen Spezialzahlen des

Budgets .
! Auf das Budget habe besonders das Mehr von Matri -

^ kularbeiträgen ungünstig eingewirkt . Die hohe Summe

^ von 4,3 Millionen für die Matrikularbeiträge werde nach
der Erklärung des Finanzministers allerdings Wohl eine
Reduktion erfahren . Es sei gerade in jüngster Zeit wieder

^ der Ruf nach einer Reichsfinanzreform , einer reinlichen
! Scheidung zwischen Reichs - und Einzelstaatsfinanzverwal -
! tung , laut geworden . Die beste Reformmaßregel wäre
- wohl die , wenn die Finanzminister der Einzelstaaten bei
! der Aufstellung des Reichshaushaltsetats mitzusprechen
! hätten . Den üblichen Vorschlägen auf Schaffung beson -
^ derer Reichseinnahmequellen stehe er ablehnend gegenüber .
I Es sollte eine größere Sparsamkeit bei der Aufstellung
! des Reichsbudgets eintreten . Die geforderte Stellender -
^

mehrung in allen Zweigen der Staatsverwaltung stehe im
Einklang mit der Bevölkerungsvermehrung rc.

Eine Hauptsteigerung des sachlichen Aufwands zeige
! sich vor allem im Justizetat (Notariat - und Grundbuchwesen .)

Es sei bedenklich , daß über die neue Organisation des
Notariat - und Grundbuchwesens überall geklagt werde und
daß die neue Organisation auch einen ganz beträchtlichen
höheren Aufwand erfordert habe . Hier würden wohl
Aenderungen nothwendig sein .

Auch das Unterrichtswesen habe eine Reihe von er¬
höhten Ausgabepositionen .

Die Charakterisirung des Einnahmevoranschlags durch
den Finanzminister als hochgeschraubt könne er nicht ganz
als zutreffend bezeichnen . Der Budgetkommission sei in¬
zwischen Material zugänglich geworden , das dem Finanz -

minister damals noch nicht zur Verfügung gestanden habe ,
insbesondere die Steuerkatasterergebnisse für 1902 .

Die Kommission sei auf Grund dieses Materials zu
der Ueberzeugung gekommen , daß der wirthschaftliche Rück¬
gang nicht so groß sei , wie dies häufig angenommen
werde . Wegen der Unsicherheit der Einnahmen bei
den indirekten Steuern dürfe man die direkten Steuern
nicht so hoch in ihren Einnahmen veranschlagen , wie
dies möglich wäre . Der thatsächliche Rechnungsabschluß
der nächsten Budgetperiode werde Wohl ein günstigerer
sein , als er zahlenmäßig im Staatsvoranschlag vor¬
gesehen sei . — Redner kommt dann auf die Frage der
Deckung der außerordentlichen Ausgaben durch Anleihen
zu sprechen .

Die Positionen des Extraordinariums seien solche , die
speziell der Gegenwart zu gute kämen . Die außerordent¬
lichen Ausgaben könnten durch die Betriebsüberschüsse der
früheren Jahre gedeckt werden .

Er sei der festen Ueberzeugung , daß die Ausgabe von
Schatzanweisungen nicht nothwendig .sein werde . — Zum
Eisenbahnetat übergehend bemerkt der Redner , daß es
allerdings sehr unerfreulich sei , daß durch die Einnahmen nicht
mehr die Passivziusen und ein Theil der Tilgungsquoten
der Eisenbahnschuld ganz gedeckt werden könnten . Hier
müsse wohl eine Eisenbahnreform ins Auge gefaßt wer¬
den , um wieder eine Steigerung der Eisenbahneinnahmen
herbeizuführen .

Zum Schluffe bezeichnet es der Redner als wünschens¬
werth , wenn von Seiten der Großh . Regierung diejenigen
Bauarbeiten rc. , die vom Hause genehmigt seien , schon
vor Genehmigung des Gesammtbudgets angeordnet würden .

Abg . Muser ergreift sodann das Wort zur Begründung
der Interpellation Muser und Gen . über die den badi¬
schen Bundesrathsbevollmächtigten ertheilte Instruktion zur



75

ohne

illge -

hren .
i des

tatri -

lmme
nach
eine

neder

lichen
cwal -
wäre
a bei

echen
>eson -
über .
llung
nver -

je im

zeige
rsen .)

l des
! und

sichen
wohl

, er -

durch
ganz
i in¬

nanz¬
habe ,

s zu
Rück -

nmen
bei

mein
wie

chluß
gerer

vor -

: der

eihen

> die
dent -
l der

von
Zum
8 es

nicht
roten

Hier
wer -

jmen

hens -

rigen
schon
rden .

düng
badi -

^ zur

« des Zolltarifgesetzentwurfs . — Redner bestreitet
g jxder Gegner des Zolltarifs , rnsbesondere

^ « »raeschlagenen Agrarzölle , ein Gegner der Landwirth -

sei — Er sucht durch verschiedene statistische Zahlen

n2uw ! isen . daß eine allgemeine Ueberschuldung des

2wkth chaktlichen Grundbesitzes nicht bestehe , wie von

Äscher Seite immer behauptet werde . - Seine Partei

nickt auf dem Standpunkt , daß eine staatliche Inter¬

vention zu Gunsten der Landwirthschaft abzulehnen sei . —

Die Bodenüberschuldung sei auf dem Wege der Boden -

li -editreform zu bekämpfen , nicht durch Agrarzölle . Die

staatliche Intervention habe die Selbsthilfe der Landwirthe

insbesondere durch Genossenschaftsbildung nur zu ergänzen ,

nickt zu ersetzen . Es frage sich auch , ob nicht eine Aen -

derunq in der Art des landwirthschaftlichen Betriebs viel¬

fach angezeigt wäre . Eine ganze Reihe landwirthschaft -

licher Produkte könne im Inland erzeugt werden , deren

Anbau im Inland noch viel zu wenig ausgedehnt sei , die

deshalb eingeführt werden müßten . — Redner führt dann

weiter unter Hinweis auf Schäffle und Buchenberger die

von seiner Partei empfohlenen staatlichen Maßregeln zur

Hebung der Landwirthschaft an . insbesondere Bodenkredit -

und Eisenbahntarifreform . — Es handle sich heute nicht

darum , ob überhaupt Getreidezölle nothwendig seien , son¬

dern darum , ob zu den bestehenden noch höhere Zollsätze

hinzutreten dürften . — Nur dagegen erhebe er und seine

Partei Protest

Schäffle habe berechnet ,

geschlagenen Zollsätze eine

nothwendigen Lebensmittel

1150 Millionen Mark

werde . — Redner spricht

daß bei Annahme der vor¬

jährliche Bertheuerung der
im Betrag von etwa

für Deutschland eintreten
dann allgemein über die

Frage der Zweckmäßigkeit von Schutzzöllen . — Steuer¬

politisch werde es zum größten Verderben ausschlagen ,
wenn fortgesetzt die notwendigsten Lebensmittel des

Volkes durch Zölle verteuert werden würden , wie

Professor Adolf Wagner mit Recht erklärt habe . — Eine

Verteuerung der Lebensmittel werde z . B . auch wieder

eine Erhöhung der Bezüge der Staatsbediensteten zur
nothwendigen Folge haben , denen ja gerade jetzt mit Rück¬

sicht auf die allgemeine Bertheuerung der Lebenshaltung
eine Gehaltsaufbesserung zu Theil werden solle .

gebe übrigens auch noch andere Stände , die sich in

gedrückter Lage befänden , wie der Handwerkerstand . Es

sei kein Ende für die Staatskasse abzusehen , wenn auch
sie verlangen würden , daß der Staat ihnen in derselben
Weise helfe .

Zu den Jndustriezöllen übergehend , behauptet Redner ,
daß Schutzzölle für unsere Industrie , die einen glänzenden
Aufschwung genommen habe , nicht mehr nöthig seien .

Redner betont , daß insbesondere eine Verteuerung der

Eisenfabrikate durch die neuen Zölle auch ein Nachtheil
für die Landwirthschaft sei . Das Allerschlimmste aber
seien die Maschinenzölle . Durch die Bertheuerung der

Maschinen werde z. B . den Handwerkern die Befolgung
des ihnen oft gegebenen Rathes , sich durch Benützung von
Maschinen besser der Konkurrenz der Großindustrie zu er¬
wehren , unmöglich gemacht . Eine schlimme Folge der

Zndustriezölle sei auch , daß dadurch die Bildung von in¬

dustriellen Kartellen erleichtert werde . Redner führt zum
Beweis der Bertheuerung der Jndustrieprodukte durch

solche Kartelle einige Beispiele an . Durch Ausschließung
der ausländischen Konkurrenz werde den Kartellen eine
monopolistische Preisbildung ermöglicht .

Redner verwirft weiter das herrschende Prämiensystem
in unserer Zollgesetzgebung .

H s Die landwirthschaftlichen Zölle würden nur verhältniß -

mäßig Wenigen zu gute kommen . Was die Frage der
Abwälzbarkeit der Zölle auf das Ausland anlange , so
gebe es wohl heute Niemand mehr , der diese Möglichkeit
ernsthaft behaupte . Bevölkerungspolitisch sei es verwerf¬
lich , wenn zu Gunsten der Agrarzölle die Möglichkeit der

Verminderung der Bevölkerungszunahme durch die etwaige
Verteuerung der Lebensmittel geltend gemacht werde .

Es stehe fest ( auch nach der Regierungsbegründung zum
Zolltarif ) , daß der erforderliche Bedarf an Cerealien durch
Produktion im Inland allein nicht gedeckt werden könne .
Es sei weiter zweifellos , daß die Erhöhung der Zölle nur
sehr wenigen Grundbesitzern , insbesondere nicht unseren
Kleinbauern , zu gute kommen würde . Der Kleinbetrieb
überwiege aber in der deutschen Landwirthschaft . Für
den Kleinbetrieb sei unter den gegenwärtigen Verhältnissen
die Viehzucht von größerer Bedeutung als der Getreidebau .
Es sei kein Anlaß gegeben , dem preußischen Junkerthum
durch die Getreidepreissteigerung unter die Arme zu greifen
und dessen jetzt schon übermächtige Stellung noch zu
kräftigen . — Eine Erhöhung des Getreidepreises durch
die Agrarzölle werde nicht den Pächtern der großen Güter

zu gute kommen , die Fideikommißherren würden einfach
die Pachtzinsen erhöhen . Redner weist weiter auf die
Gefahr einer Vernichtung unseres selbständigen Bauern¬
standes hin . Ein warnendes Beispiel biete die Entwicke¬
lung in England . Dort sei durch die in den 30er Jahren
des vorigen Jahrhunderts aufgehobenen hohen Kornzölle
der selbständige kleine Bauernstand vernichtet worden .

Eine Verminderung der Konsumtionsfähigkeit unserer
städtischen Arbeiterbevölkerung durch die Bertheuerung der
Lebensmittel liege ganz gewiß nicht im Interesse unserer
Landwirthschaft . Wir hätten in Deutschland allen Anlaß ,
nicht die Grundlagen unserer Weltmachtstellung durch den
unmöglichen Versuch , uns vom Ausland in unserer Volks -

wirthschaft unabhängig zu machen und abzuschließen , zu
erschüttern . Eine Fortsetzung der bisherigen Handelsver¬
tragspolitik sei unbedingt geboten im Interesse einer ge¬
sunden wirthschaftlichen Weiterentwicklung . — Die indi¬
rekten Steuern stellten eine übermäßige Belastung der
untern Volksklassen dar . — Eine Erhöhung der Löhne
werde infolge der Getreidepreiserhöhung nicht eintreten ;
es würde im Gegentheil eine Produktionskrise die voraus¬
sichtliche Folge sein . — Der Centrumsvorschlag , den Rein¬
ertrag der Agrarzölle einer Witwen - und Waisenversiche¬
rung der Arbeiter zuzuweisen , könne ihn nicht für die

Getreidezölle erwärmen . — Wenn der Zolltarif ange¬
nommen werde im Reichstag , dann würden wir Zustände
in Deutschland erleben müssen , die auch den jetzigen Be¬
fürwortern der Zolltarifvorlage sehr unangenehm sein wür¬
den . Redner spricht für eine Sammlung aller Zolltarif¬
gegner . Wenn der Zolltarif durchgehe , werde man rufen
müssen nicht „ Vas viotsis !

"
, sondern „ Vas viotoribus !

"
.

Vorgemerkt sind weitere 21 Redner .

Schluß der Sitzung 7 */i Uhr .

Verantwortlich für dte Landtags -Beilage : T . Umhauer — Druck und Verlag der G Bra u n 'schen Hofbuchdruckeret . Beide in Karlsruhe .
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